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Netzrückkauf – die Macht der
Energiekonzerne begrenzen!
Bis 2015 laufen nach Schätzungen
des Verbandes kommunaler Unterneh-
men rund 8.000 Stromkonzessionsver-
träge aus. Nicht für jede Kommune ist
eine Netzübernahme grundsätzlich
sinnvoll. Doch die Zahl der Städte und
Gemeinden, die ihr Stromnetz wieder
selbst betreiben wollen, ist mit 100
Netzübernahmen auffällig gering. Da-
bei können Kommunen mit Stromnetz-
rückkäufen ggf. im Verbund mit an-
deren Kommunen nicht nur zusätzli-
che Gewinne machen, sondern auch
neue Handlungsmöglichkeiten für
eine lokale klimaschonende Energie-
politik schaffen.

Die von Bündnis 90/Die Grünen
beauftragte Studie des Wuppertaler
Instituts für Klima, Umwelt, Energie
beleuchtet, warum viele Kommunen
ihre Potenziale zum Stromnetzrück-
kauf nicht ausschöpfen. Sie deckt in
Fallstudien zum Teil perfide Metho-
den auf, wie Stromkonzerne kommu-
nale Entscheider etwa durch Sponso-
ring-Leistungen beeinflussen, aber
auch durch Verunsicherung und Ver-
zögerungen unverblümt ihre Markt-
und Wissensmacht gegen die Kommu-
nen einsetzen.

Das Zurückhalten wichtiger Daten
ist ebenso inakzeptabel wie aufwen-
dige Rechtsstreite um den Rückkaufs-
wert des Netzes. Hier muss der Ge-
setzgeber unbedingt für Rechtssicher-
heit sorgen. Wir Grüne haben bereits
im Oktober 2010 einen entsprechen-
den Gesetzentwurf zur Änderung des
§ 46 Energiewirtschaftsgesetzes (BT-
Ds. 17/3182) in den Bundestag einge-
bracht, der von der schwarz-gelben
Mehrheit abgelehnt wurde.

Die kommunale Selbstverwaltung
ist eben auf der schwarz-gelben Agen-

da ganz unten angesiedelt. Offenkun-
dig wird dies auch bei der aktuellen
Debatte um die EU-Richtlinie für sog.
Dienstleistungskonzessionen. Hier
unterstützt die Merkel-Regierung die
Europäische Kommission offensiv
dabei, die Versorgung
mit Trinkwasser und
die interkommunale
Zusammenarbeit (z.B.
durch Zweckverbän-
de) einem europawei-
ten Vergabeverfahren
zu unterwerfen (siehe
hierzu unsere Bundes-
tagsinitiative Ds. 17/
12394). Sie arbeitet
aktiv daran, die Rah-
menbedingungen für
die wirtschaftliche Betätigung von
Kommunen einzuschränken. Statt die
Städte und Gemeinden bei Rekommu-
nalisierungen zu unterstützen, geht es
ihr darum, Marktzugänge für Konzer-
ne zu stärken oder wie beim Trinkwas-
ser sogar auszuweiten.

Wir Grüne vor Ort sollten uns je-
doch nicht von den Methoden der
Energiekonzerne und den Erschwer-
nissen durch EU-Vorgaben kleinkrie-
gen lassen. Rekommunalisierung und
Netzrückkäufe sind zwar kein leich-
tes Geschäft. Doch wenn man die
Tricks der Großen – wie sie die Wup-
pertaler Studie darlegt – kennt, sind
wir zumindest gut gewappnet.
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Ein Beitrag über die Studie des Wuppertal
Institutes ist auf den Seiten 22 f. in dieser
Ausgabe zu finden.


